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Kindergeld / Kinderfreibe-
trag / Kindergrundsiche-
rung 
 

        

Kindergeld 
(„Basisbetrag“) 
 

255 Euro pro Kind und 
Monat (2025) 
 
Bis 2022: 
 
• 219 € (1./2. Kind) 
• 225 € (3. Kind) 
• 250 € (4. Kind) 
 

Mit der Erhöhung des Kin-
dergeldes und des Kinderzu-
schlags haben wir eine bes-
sere Unterstützung von Fa-
milien erreicht. 

Zuletzt „stärkste Erhö-
hung des Kindergeldes in 
den vergangenen 30 Jah-
ren“. „Perspektivisch“ 
Kindergeld an die regel-
mäßige Erhöhung des 
Kinderfreibetrags kop-
peln und die Unterstüt-
zung dabei vom Einkom-
men der Eltern unabhän-
gig machen. 
 
[Anhebung auf maximale 
Freibetragswirkung; Kür-
zung BEA-Freibetrag?] 
 

Kindergeld in Höhe der 
maximalen Freibetrags-
wirkung (379 Euro/Mo-
nat) 
 
 
 
 

 Ziel ist, den Kinderfreibe-
trag in Richtung des 
Grundfreibetrags der El-
tern zu entwickeln. Ent-
sprechend soll das Kin-
dergeld angehoben wer-
den. [derzeit beträgt der 
Grundfreibetrag 126 % 
der Kinderfreibetrages → 
Kindergeld: 321 Euro] 
 
Das Kindergeld soll künf-
tig nach der Geburt auto-
matisch ausgezahlt wer-
den 
 
Gleichzeitig soll das Kin-
dergeld für im EU-Aus-
land lebende Kinder an 
die Unterhaltskosten des 
jeweiligen Landes ange-
passt werden. 
 

Der steuerliche 
Freibetrag des 
Chefarztes für 
seine Kinder 
sollte genauso 
hoch sein wie 
das Kindergeld, 
das eine Kran-
kenschwester 
für ihre Kinder 
erhält. 

 

Kinderzuschlag /„Garantie-
Plus-Betrag“ 
 

pro Kind bis zu 297 
Euro (inkl.  Sofortzu-
schlag von monatlich 
25 Euro je Kind ) 
 
Kindergeld + KiZ = 
sächliches Existenzmi-
nimum (6.648 Euro - 
348 Euro = 6.300 Euro 
→ 525 Euro pro Mo-
nat) 
 
derzeit: 547 Euro 
 

Wir wollen, dass Familien 
mit eigenem niedrigen Lohn-
einkommen mit einer Kombi-
nation aus Kindergeld, Kin-
derzuschlag und Wohngeld 
nicht auf ergänzendes Bür-
gergeld angewiesen sind. 
 

Kinderzuschlag soll „ein-
facher, digitaler, bürger-
freundlicher und transpa-
renter“ werden. 

altersgestaffelter Kinder-
zuschlag (bei Bedürftig-
keit, max. 353 Euro/Mo-
nat) 
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Abschmelzung des Zu-
schlags 
 

45 % 
 

 
 

   
 

   

„Kindergrundsicherung“ 
bzw. Änderungen beim 
Verfahren der Familienleis-
tungen 
 

 Mit einer zentralen An-
sprechstelle soll die Zugäng-
lichkeit der Leistungen wei-
ter verbessert und die (digi-
tale) Beantragung weiter er-
leichtert werden. Wo mög-
lich sollen Leistungen auto-
matisch beantragt und aus-
gezahlt werden. 

Die Idee einer Kinder-
grundsicherung halten 
die Grünen aufrecht. Leis-
tungen sollen gebündelt, 
Antragsverfahren ver-
schlankt und automati-
siert werden, damit Fami-
lien ihnen zustehende 
Leistungen erhalten. Das 
Ziel ist eine Ansprech-
stelle für Familienleistun-
gen von Bund, Ländern 
und Kommunen, die so-
wohl digital als auch vor 
Ort erreichbar ist. 

Linke hält an der Kinder-
grundsicherung fest. Als 
Bestandteile nennt sie: 
das Kindergeld in Höhe 
der maximalen Freibe-
tragswirkung (379 
Euro/Monat), ein alters-
gestaffelter Kinderzu-
schlag (bei Bedürftigkeit, 
max. 353 Euro/Monat), 
die Kosten der Unterkunft 
für das Kind sowie einma-
lige und besondere Be-
darfe des Kindes laut So-
zialrecht. 
 
Maximalbetrag: 732 Euro 
 

Das Elterngeld sowie 
weitere Familienleistun-
gen müssen entbürokra-
tisiert, digitalisiert und 
automatisiert werden, 
z. B. durch eine KI-ba-
sierte Beantragung. 

Familienleistungen bün-
deln und über ein digita-
les Portal leichter zugäng-
lich machen 

  

Kinderfreibetrag 
 

insgesamt: 9.600 Euro 
(2025) 
 

• Kinderfreibetrag: 
6.672 Euro 

• BEA: 2.928 Euro 
 
 

 soziokulturelles 
Existenzminimum für 
Kinder neu berechnen 
 
[BEA? Erhöhung?] 

  
 

Ziel ist, Kinderfreibetrag 
in Richtung des Grund-
freibetrags der Eltern zu 
entwickeln 

  

Bildungs- und Teilhabepa-
ket 
 

  Leistungen der Bildung 
und Teilhabe sollen „ein-
facher, digitaler, bürger-
freundlicher und transpa-
renter“ werden. 

Kinder- und Jugendfrei-
zeiteinrichtungen, Musik-
schulen, Bibliotheken und 
andere Einrichtungen für 
Kinder und Jugendliche 
müssen niedrigschwellig, 
barrierefrei, wohnortnah 
und möglichst gebühren-
frei sein. Dafür braucht es 
eine Verbesserung der Fi-
nanzierungsgrundlage in 
den Kommunen und eine 
dauerhafte Ko-Finanzie-
rung durch die Länder. 
 

Kinderchancenportal   Mit einem In-
vestitionspro-
gramm „Kinder 
und Bildung“ 
wollen wir in 
eine kinder-, ju-
gend- und fami-
lienfreundliche 
Infrastruktur in-
vestieren. Wir 
fordern einen 
niedrigschwelli-
gen und woh-
nortnahen Zu-
gang zu Angebo-
ten wie Kinder- 
und Jugendfrei-
zeiteinrichtun-
gen, Bibliothe-
ken, 
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Sportstätten 
oder Musik-
schulen. 
 
Der Bund soll 
für alle Kinder 
das erste Jahr 
im Sportverein 
bezahlen (Zu-
schuss von bis 
zu 150 Euro im 
Jahr). 
 

Kindergeld plus Kinderzu-
schlag 
 

547 Euro 
 
Begriff: 
Kindergeld 

 
 
Begriff: 
Kindergeld 

    
 
Begriff: 
„Kindergrundsicherung“ 
 

 

732 Euro 
 
Begriff: 
„Kindergrundsicherung“ 

  
 
Begriff: 
Kindergeld 

  

Elterngeld / Familienstart-
zeit / Mutterschutz 
 

   
 

 
 

    

Monate 
 

12 übertragbar 
2 Partner 
 

6 für Mütter 
6 für Väter 
6 übertragbar 

 
 
 
 
Das Elterngeld soll 
attraktiver gestaltet wer-
den. Es sollen Anreize für 
eine partnerschaftlichere 
Aufteilung gesetzt wer-
den. 

 4 Mütter 
4 Väter 
6 übertragbar 
 
Die FDP möchte das 
volle Elterngeld (14 Mo-
nate) nur noch auszah-
len, wenn beide Partner 
je mindestens vier El-
terngeldmonate in An-
spruch nehmen. Die 
restlichen Monate kön-
nen Eltern frei unter 
sich aufteilen. 
 
Die Vorschriften müssen 
die Arbeitsrealität von 
Selbstständigen besser 
abbilden. 
 

 
 
 
 
Die CDU/CSU möchte die 
Elternzeit und das Eltern-
geld verbessern. Dadurch 
wird Familien mehr Zeit 
gegeben und der Wunsch 
nach Aufgabenteilung er-
füllt. 
 
[wie soll die Verbesse-
rung konkret aussehen?] 

 Eltern setzen sich für 
ihre Kinder ein: zeit-
lich, persönlich und 
finanziell. Die ge-
nannten Aufgaben 
beanspruchen Zeit, 
weshalb idealer-
weise Vater oder 
Mutter zumindest in 
der Kleinkindphase 
ohne finanzielle Ein-
bußen die Möglich-
keit haben sollten, zu 
Hause zu bleiben 
oder nur Teilzeit zu 
arbeiten, wenn sie 
dies wünschen.  
 
Idee: Betreuungsge-
halt bis zum 3. Ge-
burtstag 
 

Partnerschaftsbonus 
 

Partnerschaftsbonus 
(4 Monate), Elternge-
ldPlus 
 

    Der Partnerschaftsbonus 
wird bei gleichzeitiger 
vollzeitnaher Teilzeit bei-
der Eltern weiterentwi-
ckelt. 
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(ElterngeldPlus: bei 
Teilzeit kann das El-
terngeld länger bezo-
gen werden: Elternge-
ldmonate können je-
weils in zwei Elternge-
ldplusmonate mit 
höchstens halb so ho-
hem Zahlungsbetrag 
umgewandelt wer-
den) 
 

„Vaterschaftsurlaub“ / Fa-
milienstartzeit 
 

(EU-Vereinbarkeits-
richtlinie: 10 Tage 
nach der Geburt) 
 
Richtlinie verpflichtet 
Deutschland nicht zu 
einer Änderung (vgl. 
Art. 20 Abs. 6 und 7 
Richtlinie (EU) 
2019/1158). 
 

Väter oder Partnerinnen und 
Partner sollen sich für die 
ersten zwei Wochen nach 
der Geburt eines Kindes bei 
voller, umlagefinanzierter 
Lohnfortzahlung freistellen 
lassen können 
 

Vätern oder Co-Müttern 
wird die Möglichkeit ge-
geben, sich die ersten 
zwei Wochen nach der 
Geburt eines Kindes mit 
einer Lohnersatzleistung 
von der Arbeit freizustel-
len. 

Für den zweiten Elternteil 
soll es ab Geburt des Kin-
des 28 Tage Elternschutz 
geben, um eine partner-
schaftliche Aufteilung von 
Sorge- und Erwerbsarbeit 
zwischen Müttern und 
Vätern zu fördern. 

    

gestaffelter Mutterschutz 
 

 Es soll ein gestaffelter Mut-
terschutz bei Fehlgeburten 
einführt werden. 
 

Durch die Einführung ei-
nes gestaffelten Mutter-
schutzes sollen Frauen, 
die eine Fehlgeburt erlei-
den, besser unterstützt 
werden, wenn sie dies 
möchten. 
 
Auch für Selbstständige 
sollen die Wochen rund 
um die Geburt durch 
Mutterschaftsgeld finan-
ziell abgesichert werden.  
Hierzu sollen sich künftig 
auch Selbstständige an 
der dafür vorgesehenen 
Umlagefinanzierung be-
teiligen. 
 

 Der Mutterschutz soll 
reformiert werden. Die 
FDP setzt sich für einen 
flexiblen und freiwilli-
gen Mutterschutz für 
selbständige Frauen ein. 
 
Frauen, die eine Fehlge-
burt vor der 24. 
Schwangerschaftswo-
che erlitten haben, sol-
len einen gestaffelten 
Mutterschutz in An-
spruch nehmen können. 
Keine Frau soll am Tag 
nach der Fehlgeburt zur 
Arbeit gehen müssen. 
 

   

Mindestbetrag 
 

300 Euro 
(seit 2007 bzw. 1986) 
konstant 
 

 
 

400 Euro 
 

Der Mindestbetrag beim 
Elterngeld soll auf 420 
Euro anhoben werden.  
Er soll an die Entwicklung 
des allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex gekoppelt 
werden. 
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Höchstbetrag 
 

1.800 Euro  2.400 Euro Der Höchstbetrag soll an 
die Entwicklung des allge-
meinen Verbraucher-
preisindex gekoppelt wer-
den. 

    

Lohnersatzquote/-rate 
 

unter 1000 Euro: Er-
satzrate zwischen 67 
und 100 Prozent 
 
zwischen 1000 und 
1200 Euro: Ersatzrate 
in Höhe von 67 Pro-
zent 
 
zwischen 1200 und 
1240 Euro: Ersatzrate 
sinkt von 67 auf 65 
Prozent 
 
zwischen 1240 bis 
2770 Euro: Ersatzrate 
in Höhe von 65 Pro-
zent 
 

       

Anrechnung auf Transfer-
leistungen (Bürgergeld) 
 

volle Anrechnung   Bis zur Einführung einer 
Kindergrundsicherung soll 
das Mindestelterngeld 
nicht auf Bürgergeld und 
Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungs-
gesetz angerechnet wer-
den. 
 

    

Zeitraum 
 

erste 14 Monate des 
Kindes 
 

       

Wiedereinstieg in der Be-
ruf nach der Elternzeit 
 

   Der Kündigungsschutz für 
Eltern soll bis zur Vollen-
dung des sechsten Le-
bensjahres des Kindes 
ausweitet werden. Die Si-
tuation von Berufsrück-
kehrer:innen nach der El-
ternzeit wird gestärkt, u. 
a. durch ein ausdrückli-
ches Rückkehrrecht auf 
den gleichen oder einen 
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gleichwertigen Arbeits-
platz. 
 
 

Rente   
 

  
 

 
 

   

Rentenniveau / Renten-
höhe 
 

48 % 
(bis 2025) 
 

Niveau der gesetzlichen Ren-
tenversicherung dauerhaft 
bei mindestens 48 Prozent 

Das gesetzliche Rentenni-
veau soll bei mindestens 
48 Prozent bleiben 

Das Rentenniveau soll 
wieder auf 53 Prozent an-
gehoben werden. 

 Unser Ziel: ein durch wirt-
schaftliches Wachstum 
garantiertes stabiles Ren-
tenniveau und weiterhin 
steigende Renten 

Als Ausgleich für 
die Inflation der 
vergangenen 
Jahre sollen die 
Renten für alle 
in einem ersten 
Schritt um 120 
Euro im Monat 
steigen. 
 
Renten 
bis 2000 Euro 
von der Steuer 
befreien. 
 
Das durch-
schnittliche Leis-
tungsniveau soll 
bei mindestens 
75 Prozent des 
im Arbeitsleben 
erzielten Netto-
einkommens lie-
gen. 
 

Als ferneres Ziel soll 
in mehreren Schrit-
ten ein durchschnitt-
liches Rentenniveau 
von gut 70 Prozent 
des letzten Nettoein-
kommens erreicht 
werden. 

Beitragshöhe 
 

 von stabilen Beiträgen ist nur 
bezüglich der Kranken- und 
Pflegeversicherung die Rede 

  Die Sozialabgaben sol-
len nicht über das Ni-
veau von 40 Prozent 
steigen. 
 

Die Beitragssätze sollen 
stabil bleiben, auch um 
gerade kleine und mitt-
lere Einkommen zu schüt-
zen. 
 
Unser Ziel für die Sozial-
versicherungsbeiträge: 
Wir wollen uns wieder 
auf die 40 Prozent hinbe-
wegen. 
 

 Ein Ausgleich der an-
stehenden Renten-
beitragsanhebungen 
soll durch Steuersen-
kungen für Beschäf-
tigte und Unterneh-
men erfolgen. 
 

Beitragsbemessungsgren-
zen 

   Die Beitragsbemessungs-
grenze soll verdoppelt 
werden. 
 
 

  Grundfreibetrag 
auf Sozialabga-
ben bei gleich-
bleibenden An-
sprüchen, ge-
genfinanziert 
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durch eine An-
hebung der Bei-
tragsbemes-
sungsgrenzen 
 

Renteneintrittsalter 
 

in mehreren Schritten 
erfolgt eine Anhebung 
auf 67 
 

Keine Anhebung der Regelal-
tersgrenze 
 
Nach Eintritt des Rentenein-
trittsalters: Vorbeschäfti-
gungsverbot abschaffen. Für 
alle, die das Rentenalter er-
reicht haben, soll der Arbeit-
geberbeitrag zur Arbeitslo-
senversicherung und auch 
der Rentenversicherung di-
rekt an die Beschäftigten 
ausgezahlt werden. 
 

Die Grünen halten an der 
Rente mit 67 fest.  

Regelaltersgrenze von 65 
Jahren 

flexibler Renteneintritt: 
Die Menschen sollen 
nach schwedischem 
Vorbild künftig selbst 
entscheiden, wann der 
Ruhestand beginnt. Je 
später jemand in Rente 
geht, desto höher die 
Rente - wer früher geht, 
bekommt eine niedri-
gere Rente. 

an der bestehenden ge-
setzlichen Regelung zum 
Renteneintrittsalter wird 
festgehalten 

Das Rentenein-
trittsalter soll 
nicht weiter er-
höht werden. 

Die AfD will die Ver-
rentung flexibler ge-
stalten. 

Früherer Rentenbeginn 
(„Rente mit 63“) 
 

„Rente mit 63“ bzw. 
„Altersrente für be-
sonders langjährig 
Versicherte“ (ab-
schlagsfreie Rente 
nach 45 Versiche-
rungsjahren) 
 
ab dem Jahrgang 1964 
gilt die Regelalters-
grenze von 67 Jahren 
und die „Rente mit 
65“ 
 

abschlagsfreier Rentenein-
tritt nach 45 Beitragsjahren 
wird mit der SPD auch 
künftig zwei Jahre früher 
möglich bleiben [„Rente mit 
63“] 
 

„Rente mit 63“ soll beibe-
halten werden. 

Wer 40 Jahre lang gear-
beitet und selbst Bei-
träge gezahlt hat, soll ab 
60 abschlagsfrei in Rente 
gehen können. 

 Die Regelung für beson-
ders langjährige Versi-
cherte mit 45 Versiche-
rungsjahren soll „mit 
Blick auf die Planungssi-
cherheit für Unterneh-
men und rentennahe 
Jahrgänge“ beibehalten 
werden. 

Wer 45 Jahre 
gearbeitet und 
in die Renten-
kasse eingezahlt 
hat, soll ab-
schlagsfrei mit 
63 Jahren in 
Rente gehen 
können. 

Abschlagsfreie Rente 
„nach 45 beitrags-
pflichtigen Arbeits-
jahren“ 

Anreize für Weiterarbeit 
nach Erreichen des Ren-
tenalters 
 

 Für diejenigen, die nach dem 
Erreichen des Rentenalters 
noch weiterarbeiten wollen, 
soll der Arbeitgeberbeitrag 
zur Arbeitslosenversicherung 
und auch der Rentenversi-
cherung direkt an die Be-
schäftigten ausgezahlt wer-
den. 
 

Anreize schaffen, länger 
zu arbeiten. Dafür soll der 
Arbeitgeberbeitrag zur 
Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherung an die 
Arbeitnehmer*innen aus-
gezahlt werden, falls sie 
sich gegen freiwillige Bei-
träge in die Rentenversi-
cherung entscheiden. 
 

 Je später jemand in 
Rente geht, desto höher 
die Rente - wer früher 
geht, bekommt eine 
niedrigere Rente (s.o.). 

Wer über das gesetzliche 
Rentenalter hinaus frei-
willig weiterarbeitet, soll 
sein Gehalt bis zu 2.000 
Euro im Monat steuerfrei 
bekommen. 

 Anreize für eine frei-
willige Verlängerung 
der Lebensarbeits-
zeit setzen 

Bürgerversicherung bzw. 
Aufnahme weiterer Perso-
nengruppen in die gRV 
 

Nein 
 

Mehr und langfristig alle Er-
werbstätigen sollen in die 
Solidarität der gesetzlichen 
Rentenversicherung einbezo-
gen werden. Zunächst sollen 

Als erster Schritt auf dem 
Weg zu einer Bürgerversi-
cherung sollen auch Ab-
geordnete und 

Alle Menschen mit Er-
werbseinkommen – auch 
Beamt*innen, Selbststän-
dige, Freiberufler*innen, 
Manager*innen und 

  Alle Erwerbstä-
tigen, auch alle 
Bundestagsab-
geordneten und 
Bundesminister, 

Der Rentenversiche-
rung sollen mehr 
Beitragszahler zuge-
führt werden. Verbe-
amtungen sollen nur 



 geltend SPD GRÜNE LINKE FDP 
 

CDU/CSU BSW AfD 
 

alle Selbstständigen abgesi-
chert werden. 

perspektivisch Beamte in 
die gesetzliche Rente ein-
zahlen. 

Abgeordnete – sollen in 
eine solidarische Er-
werbstätigenversicherung 
einzahlen. 

sollen verpflich-
tend in die ge-
setzliche Rente 
einzahlen. 

noch für diejenigen 
vorgesehen werden, 
die mit Hoheitsauf-
gaben betraut sind. 
 

Mindestsicherung, etc. 
 

Grundrente („Respek-
trente“) 
 

• Anspruch auf ei-
nen vollen Grund-
rentenzuschlag 
besteht, wenn 
mindestens 35 
Jahre Grundren-
tenzeiten vorhan-
den sind. 

• Im Einstiegsbe-
reich ab 33 Jahren 
Grundrentenzei-
ten wird ein auf-
wachsender Zu-
schlag berechnet 

 

Wir haben die Grundrente 
eingeführt und die Leistung 
für Erwerbsgeminderte ver-
bessert. Darauf werden wir 
aufbauen. 

Die Grundrente soll zu ei-
ner Garantierente nach 
30 Versicherungsjahren 
weiterentwickelt werden, 
die deutlich mehr Men-
schen als bisher einbe-
zieht und finanziell bes-
serstellt. 

Die niedrigen Rentenan-
sprüche von Niedrig- und 
Geringverdienenden, Er-
werbslosen, Erziehenden 
und Pflegenden sollen 
aufgewertet werden. 
 
Gegen Altersarmut soll  
eine „Solidarische Min-
destrente“ helfen: Dieje-
nigen, die keine aus-
kömmliche Rente bekom-
men, sollen einen Zu-
schlag bis zur Höhe der 
Armutsrisikogrenze von 
derzeit rund 1.400 € er-
halten. 

  Es soll eine Min-
destrente von 
1500 Euro nach 
40 Versiche-
rungsjahren ge-
ben – im Rah-
men eines Stu-
fenmodells: 
Nach 30 Versi-
cherungsjahren 
soll die Min-
destrente bei 
1300 Euro und 
nach 15 Jahren 
bei 1200 Euro 
liegen. 

 

Ergänzung zur GRV 
 

Riester-Rente 
 
 

betriebliche Altersvorsorge 
stärker fördern, die im Rah-
men von Tarifverträgen aus-
gestaltet werden kann. An-
gebote ohne Beitragsgaran-
tie, aber mit höherer Rendi-
teerwartung wollen wir stär-
ker verbreitern. Insbeson-
dere soll die steuerliche För-
derung der Betriebsrente für 
Geringverdiener ausgebaut 
werden. 
 
private Altersvorsorge: 
staatliche Förderung soll dif-
ferenziert ausgestaltet und 
auf kleine und mittlere Ein-
kommensbezieher kon-
zentriert werden 
 
aber: Einkommen aus Kapital 
wieder über den Einkom-
mensteuertarif besteuern, 
Finanztransaktionssteuer 
einführen 
 

Es soll ein Einstieg in eine 
ergänzende Kapitalde-
ckung erfolgen – mittels 
Darlehen aus dem Bun-
deshaushalt und der 
Übertragung von Eigen-
mitteln vom Bund. 
 
Mehr Menschen als bis-
her sollen von einer pri-
vaten Altersvorsorge pro-
fitieren. Auch hierfür soll 
auf den Bürger*innen-
fonds zurückgegriffen 
werden, der kostengüns-
tig die Vorteile des Kapi-
talmarktes erschließt. 
 
aber: Schließen „offen-
kundiger Gerechtigkeits-
lücken“: Auseinanderklaf-
fen der Besteuerung von 
Arbeits- und Kapitalein-
künften.  

Menschen mit sogenann-
ten Riester-Verträgen u.ä. 
Zusatzrenten sollen ihre 
Verträge in die gesetzli-
che Rente zu überführen 
können. 
 
Ergänzend soll es Be-
triebsrenten geben, die 
mindestens zu 50 Prozent 
von den Arbeitgeber*in-
nen finanziert sein müs-
sen. 

Wie in Schweden soll 
ein kleiner Teil der Ren-
tenbeiträge in einem 
unabhängig verwalte-
ten Fonds angelegt 
werden, sodass Men-
schen stärker von den 
Chancen einer kapital-
gedeckten Altersvor-
sorge profitieren.  
 
Ein Altersvorsorgede-
pots für die private Al-
tersvorsorge soll einge-
führt werden. Dieses 
Depot soll steuerlich ge-
fördert sein und den 
langfristigen Vermö-
gensaufbau für die Al-
tersvorsorge ermögli-
chen, auch für alle, die 
selbstständig sind. Die 
Kapitalanlage in Fonds 
und Wertpapiere und 
Umschichtungen inner-
halb des 

Insbesondere kleinere 
und mittlere Arbeitgeber 
sollen beim Abschluss von 
Betriebsrenten unter-
stützt werden. 
 
Im Rahmen einer Früh-
start-Rente soll der Staat 
für alle 6- bis 18-Jährigen 
mit 10 Euro pro Monat 
die individuelle und kapi-
talgedeckte private Al-
tersvorsorge fördern. Der 
in dieser Zeit angesparte 
Betrag soll durch private 
Einzahlungen ab dem 18. 
Lebensjahr bis zum Ren-
teneintritt weiter bespart 
werden können. Die Er-
träge aus dem Depot sol-
len bis zum Renteneintritt 
steuerfrei sein. 

Die umlagefi-
nanzierte Rente 
soll gestärkt 
werden und es 
soll Schluss sein 
mit der Förde-
rung privater 
Vorsorgemo-
delle. Eine Spe-
kulation mit der 
Rente am Akti-
enmarkt soll es 
nicht geben. 
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Altersvorsorgedepots 
sollen steuerfrei sein, 
solange die Erträge rein-
vestiert werden. 
 
Günstigere Besteuerung 
für den Vermögensauf-
bau: Sparer-Freibetrag 
deutlich erhöhen und 
dynamisieren. Nicht 
ausgeschöpfte Freibe-
träge sollen auf die 
nachfolgenden Jahre 
übertragbar sein. Spe-
kulationsfrist für private 
Veräußerungsgewinne 
aus Wertpapieren. 
 
 

Familienleistungen in der 
GRV 
 

Kindererziehungszei-
ten (Mütterrente I 
und II) und Kinderbe-
rücksichtigungszeiten 

•       Zur Herstellung der 
Lastengerechtigkeit 
soll bei der Geburt 
jedes Kindes eine 
Rückzahlung von 
20.000 € an Renten-
beiträgen oder eine 
entsprechende Frei-
stellung von künfti-
gen Zahlungen erfol-
gen. 
 

Finanzierbarkeit des Ren-
tensystems im demografi-
schen Wandel 
 

  die Versicherten und die 
Arbeitgeber von versiche-
rungsfremden Leistungen 
entlasten. Dazu gehört, 
dass wir die Finanzierung 
der Rentenbeiträge von 
pflegenden Angehörigen 
oder die Beiträge für 
Empfänger*innen von 
Bürgergeld angemessener 
über den Staat finanzie-
ren. 
 

Die Beitragsbemessungs-
grenze soll verdoppelt 
werden. 

Immer weiter steigende 
Beiträge können keine 
Lösung sein. 
  
Um die sozialen Siche-
rungssysteme zukunfts-
fest zu machen, braucht 
es deutlich mehr kapi-
talgedeckte Elemente 
 

Wirtschaftliches Wachs-
tum soll ein stabiles Ren-
tenniveau und weiterhin 
steigende Renten garan-
tieren. 
 

 Versicherungs-
fremde Leistungen 
sollen nicht aus den 
Beiträgen zu den So-
zialversicherungen, 
sondern aus dem 
Bundeshaushalt fi-
nanzieren werden. 
 

Pflege 
 

 
 

       

Pflegesystem: Teil- oder 
Vollversicherung? 

Die Pflegeversiche-
rung ist eine Teilversi-
cherung. 

Das bisherige Nebeneinan-
der von gesetzlicher und pri-
vater Pflegeversicherung soll 

Auf dem Weg hin zu einer 
Pflegebürgerversicherung 
soll es einen gerechten 

Die Linke will eine solida-
rische Pflegevollversiche-
rung, die alle 

Das umlagefinanzier-te 
System der sozialen 
Pflegeversicherung als 

• gesetzlichen Pflege-
versicherung 

Ziel ist eine Pfle-
gevollversiche-
rung, die 
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Gesetzliche und private 
Pflegeversicherung? 
 

 beendet werden. Stattdes-
sen soll ein gemeinsames, 
solidarisch finanziertes Pfle-
gesystem geschaffen wer-
den, das allen Menschen 
eine sichere Versorgung bie-
tet, stabile Beiträge gewähr-
leistet und vor finanzieller 
Überforderung im Pflegefall 
schützt. 
 

Ausgleich zwischen ge-
setzlicher und privater 
Pflegeversicherung ge-
ben. 

pflegerischen Leistungen 
abdeckt. Alle sollen ein-
zahlen und auf alle Ein-
kommen sollen Beiträge 
erhoben werden. 
 
Menschen mit Pflegebe-
darf und ihre Familien 
sollen keinen Eigenanteil 
zahlen. 
 

Teilleistung soll beibe-
halten werden.  

• betriebliche Mitfinan-
zierung 

• eigenverantwortli-
chen Vorsorge durch 
bezahlbare Pflegezu-
satzversicherungen 

überwiegend 
aus Steuermit-
teln finanziert 
wird. 

Pflegende Angehörige / 
Pflege- / Familienpflege-
zeit 
 

insg. max. 
24 Monate, zinsloses 
Darlehen 
 
Bis zu 6 M Freistel-
lung, dann 15 bis 30 
Stunden pro Woche 
 
Pflegeunterstützungs-
geld von 10 Tagen bei 
akutem Pflegefall, 
Lohnersatz von 90 % 
 

Stärkung der häuslichen 
Pflege und die Entlastung 
der pflegenden Angehörigen 
besonders wichtig. Mehr 
Zeitsouveränität für alle pfle-
genden Angehörigen und na-
hestehenden Personen 
durch die Familienpflegezeit 
und ein Familienpflegegeld 
analog zum Elterngeld. 
 
Die Beratung, Vernetzung 
und Anlaufstellen für die 
Pflegebedürftigen und ihre 
Angehörigen sollen ausge-
baut, neue Wohnformen 
verstetigt sowie die Tages- 
und Nachtpflegeeinrichtun-
gen ausgebaut werden, um 
die bedarfsgerechte Pfle-
geinfrastruktur zu stärken. 
 
Zusätzliche Urlaubstage für 
sorgearbeitende Eltern för-
dern eine partnerschaftliche 
Organisation des Familienall-
tags und entlasten insbeson-
dere diejenigen, die Pflege 
und Beruf vereinbaren müs-
sen. 
 

Wer die eigene Arbeits-
zeit für die Pflege redu-
ziert, soll finanzielle Un-
terstützung in Form eines 
zeitlich begrenzten Aus-
gleichs der entgangenen 
Einkünfte erhalten. Be-
rufliche Freistellungen 
sollen besser und flexibler 
möglich sein. 

Die Linke will pflegende 
Angehörige besser unter-
stützen. Für alle Beschäf-
tigten soll es sechs Wo-
chen Freistellung bei vol-
lem arbeitgeberfinanzier-
tem Lohnausgleich beim 
ersten Auftreten eines 
familiären Pflegefalls ge-
ben. Außerdem sollen 
alle pflegenden Angehöri-
gen Geldleistungen und 
Rentenpunkte erhalten. 
Es soll wohnortnahe, 
nichtkommerzielle pro-
fessionelle Tages- und 
Kurzzeitpflege sowie un-
bürokratisch zugängliche 
Entlastungsangebote ge-
ben. 

Für eine verbesserte 
Vereinbarkeit von Beruf 
und der Pflege von An-
gehörigen setzt sich die 
FDP dafür ein, dass die 
Kurz- und Tagespflege 
für pflegebedürftige 
Menschen ausgebaut 
werden. Flexible Ar-
beitszeiten, Teilzeit, 
Jobsharing bzw. Topsha-
ring und Homeoffice soll 
es Frauen wie Männern 
ermöglichen, Beruf und 
Familie besser zu ver-
einbaren. 
 
Pflegende Angehörige 
entlasten wir, indem 
Pflege und Beruf verein-
barer werden. 
 
Die Situation und be-
sonderen Bedürfnisse 
pflegender Kinder und 
Jugendlicher sollen in 
den Blick genommen 
und niedrigschwellige 
Beratungsangebote aus-
gebaut werden. 

Die CDU/CSU will die 
häusliche Pflegesituation 
in den Mittelpunkt stellen 
und die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf stärken. 

 Die AfD will die Situ-
ation der Pflegebe-
dürftigen und ihrer 
Angehörigen erleich-
tern, indem die 
häusliche Pflege 
deutlich höher finan-
ziell honoriert wer-
den soll. Mehr Fami-
lien sollen es sich 
leisten können, ihre 
pflegebedürftigen 
Angehörigen in ver-
trauter häuslicher 
Umgebung selbst zu 
betreuen. Die Unter-
stützung bei Krank-
heit oder Urlaubs-
wunsch der pflegen-
den Angehörigen soll 
durch verbesserte 
ambulante und be-
fristete stationäre 
Angebote ausgewei-
tet werden. 

Leistungen für Pflegebe-
dürftige 
 

 Die hohen Eigenanteile in 
der stationären Langzeit-
pflege sollen durch eine Be-
grenzung auf 1.000 Euro pro 
Monat (sogenannter 
„Pflege-Deckel“) maßgeblich 
reduziert werden. 

Pflegebedürftige sollen 
Pflege, therapeutische 
Leistungen oder Unter-
stützung bei der Haus-
haltsführung flexibler als 
bisher in Anspruch neh-
men und miteinander 

gute, flächendeckende, 
barrierefreie und bedarfs-
deckende gesundheitliche 
Versorgung in Stadt und 
Land 
kommunale Versorgungs-
zentren als Rückgrat der 

 Mehr Vereinfachung soll 
mit einem Pflegebudget 
erreicht werden, das fle-
xibel für pflegerische Leis-
tungen eingesetzt werden 
kann. Durch starke Netz-
werke im direkten 

Die Eigenanteile 
für Pflegeheim-
bewohner soll 
deutlich sinken. 
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kombinieren können, 
zum Beispiel in Form ei-
nes Pflegebudgets. Es soll 
weiter für dringend benö-
tigte Entlastung der Pfle-
gebedürftigen gesorgt 
werden. 

wohnortnahen Gesund-
heitsversorgung 
 
wohnortnahe, nichtkom-
merzielle und von einer 
solidarischen Pflegevoll-
versicherung abgedeckte 
professionelle Tages- und 
Kurzzeitpflege sowie un-
bürokratisch zugängliche 
Entlastungsangebote 

Umfeld und Chancen der 
Digitalisierung soll es wei-
terhin einer hohen Anzahl 
von Pflegebedürftigen er-
möglicht werden, so lang 
wie möglich in den eige-
nen vier Wänden zu woh-
nen. Es soll neue Wohn- 
und Betreuungsformen 
geben, in denen Pflege- 
und Betreuungskräfte so-
wie Angehörige die Ver-
sorgung gemeinsam über-
nehmen. 
 

Professionelle Pflege 
 

 Die Arbeitsbedingungen in 
der Pflege sollen durch inno-
vative Lösungen und mehr 
Zeitausgleich verbessert 
werden. 

Die Arbeitsbedingungen 
der Pflegekräfte sollen 
verbessert werden – 
durch eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie 
und Beruf, Beratung, die 
weitere Umsetzung höhe-
rer Personalschlüssel, 
mehr Kompetenzen für 
den Pflegeberuf und bes-
sere Aufstiegschancen. 
Dokumentationspflichten 
und Bürokratie in der 
Pflege sollen auf ein Min-
destmaß reduziert wer-
den. 

Für die Beschäftigten in 
der Pflege soll es flächen-
deckende Entlastungsta-
rifverträge geben, sowie 
bessere Arbeitsbedingun-
gen und eine bundes-
weite Offensive zur Rück-
anwerbung für Pflege-
kräfte, die den Beruf ver-
lassen. Außerdem eine 
Ausbildungsoffensive, all-
gemeinverbindliche Tarif-
verträge und eine gesetz-
lich vorgeschriebene Per-
sonalbemessung. Pflege-
kräfte sollen stärker ei-
genverantwortlich behan-
deln und versorgen kön-
nen. 
 
Private Pflegeeinrichtun-
gen sollen in öffentliche 
Hand überführt werden. 
Pflegekonzerne sollen aus 
der stationären Pflege 
herausgedrängt werden. 
 
Die Finanzierung soll statt 
auf Gewinnerzielung auf 
Kostendeckung ausge-
richtet werden. 
 
Die Privatisierung und 
Ökonomisierung des 

Im Inland und Ausland 
sollen mehr Pflegefach-
kräfte gewonnen wer-
den. Dafür sollen Aner-
kennungsverfahren für 
ausländische Pflege-
kräfte drastisch verein-
facht werden. Durch di-
gitale Anwendungen, 
Automatisierung und 
Robotik soll maßgeblich 
zur Entlastung des Pfle-
gepersonals beigetra-
gen werden. Unnötige 
Bürokratie im Gesund-
heitswesen soll abge-
baut und die Digitalisie-
rung weiter vorangetrie-
ben werden. Die Ver-
zahnung und Vernet-
zung aller Versorgungs-
bereiche soll weiterent-
wickelt werden. 

Pflegeberufe sollen at-
traktiver gemacht wer-
den. Um dem Personal-
notstand entgegenzuwir-
ken, soll auf attraktive Ar-
beitsbedingungen wie 
planbare Einsatzzeiten 
und Springerpools zum 
Abfedern von Belastungs-
spitzen, Aufstiegsmöglich-
keiten, neue Berufsbilder 
und Anwerbungen im 
Ausland gesetzt werden. 
Überbordende Bürokratie 
soll bekämpft werden. Es 
sollen Öffnungsklauseln 
und Erprobungsmöglich-
keiten für flexible Lösun-
gen und neue Modelle 
geschaffen werden. 

Das BSW will 
mehr Pflegeper-
sonal ausbilden 
und eine bes-
sere Bezahlung. 
Die Ausbildung 
zur Kinderkran-
kenpflege soll 
wieder aufge-
nommen wer-
den. 
 
[generell zur 
Fachkräftege-
winnung:] Statt 
primär auf die 
Anwerbung aus-
ländischer Fach-
kräfte zu setzen 
und damit die 
Abwanderung 
qualifizierten 
Personals aus 
ihren Heimat-
ländern zu för-
dern, wollen wir 
in erster Linie 
junge Menschen 
in Deutschland 
qualifizieren 
und ausbilden 
und ihnen damit 
echte Chancen 
auf dem 

Wegen der Zunahme 
der Arbeitsverdich-
tung und -belastung 
des Pflegepersonals, 
die durch den zuneh-
menden Personal-
mangel noch ver-
schärft wird, soll es 
eine bundeseinheitli-
che, gesetzliche Per-
sonalbemessung für 
alle pflegesensitiven 
Bereiche zur Sicher-
stellung der pflegeri-
schen Versorgung 
geben. Eine ange-
messene Finanzie-
rung des notwendi-
gen Personalauf-
wuchses soll sicher-
gestellt werden. 
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Gesundheitswesens ist 
ungerecht – und ineffi-
zient. 
 

Arbeitsmarkt 
bieten. 

Finanzierung der Pflege  Um die Zukunftsfähigkeit des 
solidarisch finanzierten Pfle-
gesystems nachhaltig zu si-
chern, sollen auch Steuer-
mittel „maßvoll“ eingesetzt 
werden. 
 

Die Beitragsbemessung 
soll reformiert und bei-
spielsweise auch Kapital-
einnahmen zur Finanzie-
rung des Gesundheits- 
und Pflegesystems heran-
gezogen werden. 

Die Beitragsbemessungs-
grenze soll wegfallen. 

Die FDP möchte best-
mögliche Gesundheits- 
und pflegerische Versor-
gung bei stabilen Beiträ-
gen. Die Finanzierung 
der Pflege soll diversifi-
ziert werden. Das umla-
gefinanzierte System 
der sozialen Pflegeversi-
cherung als Teilleistung 
soll beibehalten wer-
den. Zur Stabilisierung 
der Beitragssätze soll es 
eine ergänzende kapi-
talgedeckte Kompo-
nente geben. Es soll 
mehr Anreize für private 
Pflegevorsorge geben. 
 

Bei der Vorsorge für den 
Pflegefall soll es einen Fi-
nanzierungsmix geben, 
bestehend aus der ge-
setzlichen Pflegeversiche-
rung, der betrieblichen 
Mitfinanzierung, Steuer-
mitteln sowie einer eigen-
verantwortlichen Vor-
sorge durch bezahlbare 
Pflegezusatzversicherun-
gen. 

Das BSW wehrt 
sich dagegen, 
dass immer 
mehr Ressour-
cen in Waffen 
und Kriegsgerät 
fließen, statt in 
die Bildung der 
Kinder, die Er-
forschung um-
weltschonender 
Technologien 
oder die Ge-
sundheits- und 
Pflegeeinrich-
tungen. 

Durch Stärkung der 
häuslichen Pflege, 
soll die Pflegekasse 
entlastet werden, da 
weniger und kürzere 
Heimbetreuungen 
anfallen. 
 
Eine Zusammenfüh-
rung von Kranken- 
und Pflegeversiche-
rung sowie die Ver-
einfachung der 
Selbstverwaltungs-
strukturen bei Kas-
senärzten, Kranken-
haus-, Rehabilitati-
ons- und Pflege-
dienstleistungen sol-
len Verwaltungskos-
ten massiv senken. 
 

Förderung haushaltsnaher 
Dienstleistungen 
 

        

 
 
 

 Mit einem jährlichen Famili-
enbudget für Alltagshelfer 
wollen wir sozialversiche-
rungspflichtige 
haushaltsnahe Dienstleistun-
gen direkt fördern und ein-
fach digital zugänglich ma-
chen. Das hilft auch im 
Kampf gegen Schwarzarbeit. 
 

 Berufstätige Alleinerzie-
hende wollen wir durch 
Finanzierung einer Haus-
haltshilfe (einmal pro Wo-
che) entlasten. 

 steuerliche Absetzbarkeit 
haushaltsnaher Dienst-
leistungen verbessern 

  

Steuerentlastungen  
 

       

Steuertarif 
 

 • Die SPD strebt eine ge-
rechtere Steuerpolitik 
an, die Familien und Ge-
ringverdiener entlastet. 

• Gering- sowie Normal-
verdiener bei der Ein-
kommenssteuer entlas-
ten. 

• Den Grundfreibetrag 
erhöhen wir. 

• Den Solidaritätszu-
schlag werden wir in 
den Einkommensteu-
ertarif integrieren. 

Hohe Vermögen und Ein-
kommen stärker belastet 
und niedrige sowie mitt-
lere Einkommen entlastet 
werden. 
 
Einkommen unter 16.800 
Euro im Jahr sollen 

linear-progressiver 
Chancentarif in der Ein-
kommensteuer einfüh-
ren, der den Mittel-
standsbauch vollständig 
beseitigt 
 

Der Einkommensteuerta-
rif soll schrittweise spür-
bar abgeflacht und der 
Grundfreibetrag erhöht 
werden. Die Einkom-
mensgrenze für den Spit-
zensteuersatz sollen er-
höht werden. 

deutliche Erhö-
hung des 
Grundfreibe-
trags, der sich 
am Mindest-
lohneinkommen 
orientieren 
sollte 

Abkehr von übermä-
ßiger Besteuerung 
und im Gegenzug 
Ausgabendisziplin 
 
Zur Entlastung der 
Bürger soll die Ein-
kommensteuer 
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• 95 Prozent der Steuer-
zahlenden sollen mehr 
Netto vom Brutto haben 

• Solidaritätszuschlag soll 
für die 10 % mit den 
höchsten Einkommen 
und für Kapitalerträge 
bleiben 

 

steuerfrei bleiben. Ab ei-
nem Einkommen von 
70.000 Euro beträgt der 
Steuersatz 53 Prozent, 
mit weiteren Stufen von 
60 Prozent ab 260.533 
Euro und 75 Prozent ab 1 
Million Euro. Auch Kapi-
talerträge sollen der Ein-
kommensteuer unterlie-
gen. 

Grundfreibetrag wollen 
wir im Zuge der Bürger-
geldreform schrittweise 
um mindestens 1.000 
Euro anheben 
 
Spitzensteuersatz erst 
ab 96.600 Euro (orien-
tiert an  Beitragsbemes-
sungsgrenze der Ren-
tenversicherung) 
 
Solidaritätszuschlag 
vollständig abschaffen 
 
 

 
 
Überstundenzuschläge 
bei Vollzeitarbeit steuer-
frei 
 

 
gesetzliche 
Rente bis 2000 
Euro im Monat 
von der Steuer 
befreit 
 
Spitzensteuer-
satz sollte mitt-
lere Einkommen 
verschonen und 
erst bei sehr 
hohen Einkom-
men einsetzen. 
 
Kapitalerträge 
sind wie Ar-
beitseinkom-
men mit dem 
normalen Ein-
kommenssteu-
ersatz zu belas-
ten. 
 
Einkommen bis 
zu 7500 Euro 
brutto steuer-
lich entlasten. 
 

gesenkt werden, un-
ter anderem durch 
einen deutlich höhe-
ren Grundfreibetrag. 
Das Steuerrecht soll 
durch einen geän-
derten Einkommen-
steuertarif mit weni-
gen Stufen einfacher 
und transparenter 
werden. Gleichzeitig 
sollen Steuersätze 
gesenkt und im Ge-
genzug Abschrei-
bungsmöglichkeiten 
für sogenannte 
„Steuersparmodelle” 
eingeschränkt wer-
den. 
 

„Kalte Progression“ 
 

    Freibeträge und Eck-
werte der Einkommens-
teuer automatisch an 
die allgemeine Preisent-
wicklung anpassen (Ta-
rif auf Rädern) 
 

Einkommensteuertarif 
soll regelmäßig an die In-
flation angepasst und die 
kalte Progression ausge-
glichen werden.  
 

  

Anhebung von sonstigen 
Freibeträgen / Sonstige 
Steuerentlastungen 
 

 Für Alleinerziehende wollen 
wir den Entlastungsbetrag in 
einen Abzug von der Steuer-
schuld umwandeln 
 
ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatz für Lebensmittel von 
sieben Prozent auf fünf Pro-
zent senken 

Um insbesondere nied-
rige Einkommen zielge-
nau und unbürokratisch 
zu entlasten, führen wir 
Steuergutschriften ein. 
Das ist ein Baustein, um 
die Arbeitsanreize im Bür-
gergeldsystem zu erhö-
hen. Alleinerziehende 
entlasten wir gezielt 
durch eine 
Steuergutschrift. 
 

Steuergutschrift für Al-
leinerziehende, die min-
destens der maximalen 
Wirkung des heutigen 
Entlastungsbetrags von 
2.028 Euro im Jahr ent-
spricht und die regelmä-
ßig erhöht wird. 
 
Grundnahrungsmittel, 
Hygieneprodukte sowie 
Tickets für Bus und Bahn 

 Damit Familien und An-
gehörige stärker entlas-
tet werden, sollen Be-
treuungskosten sowie 
gesetzliche Unterhalts-
leistungen steuerlich 
besser absetzbar wer-
den. 

• die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Kin-
derbetreuungskosten 
ausgebaut werden 

• Kinder sollen stärker 
steuerlich berücksich-
tigt werden. 

• Alleinerziehende, die 
besonders armutsge-
fährdet sind, sollen 
zukünftig zusätzliche 
Unterstützung durch 
eine Erhöhung des 
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Arbeitnehmerpauschbe-
träge 
in der Einkommensteuer-
erklärung anheben. Wir 
wollen eine Anhebung 
auf 1.500 Euro. 

sollen von der Mehrwert-
steuer befreit werden. 

steuerlichen Entlas-
tungsbetrags erhal-
ten. 

•  

• steuerliche Absetz-
barkeit haushaltsna-
her Dienstleistungen 
verbessern 
 

Ehegattensplitting / Steu-
erklassenkombinationen 

Splitting / verschie-
dene Steuerklassen-
kombinationen mög-
lich (u.a. III/V, IV/IV, 
IV/IV mit Faktor) 
 

für Paarfamilien die bereits 
eingeleitete Überführung 
der Steuerklassen-Kombina-
tion III/V in das Faktorverfah-
ren der Steuerklasse IV um-
setzen. 

Besteuerung geschlech-
tergerecht reformieren: 
Für Neuehen soll künftig 
eine individuelle Besteue-
rung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag einge-
führt werden, während 
sich für bestehende Ehen 
nichts ändert. 
 

Das Ehegattensplitting 
soll durch eine Individual-
besteuerung ersetzt wer-
den, wobei das steuerli-
che Existenzminimum 
zwischen Partner*innen 
übertragbar bleibt. 

Die FDP fordert die Ab-
schaffung der Steuer-
klassen 3 und 5 zuguns-
ten eines moderneren 
und gerechteren Steuer-
systems. 

Die CDU/CSU möchte das 
Ehegattensplitting erhal-
ten, um Ehepartner mit 
unterschiedlichem Ein-
kommen nicht zu benach-
teiligen. Kinder sollen da-
bei künftig stärker be-
rücksichtigt werden. 

 Ausweitung des Ehe-
gattensplittings zu 
einem Familiensplit-
ting 

Kindertagesbetreuung 
 

        

Kitaqualität  In allen Bildungseinrichtun-
gen setzen wir uns für eine 
gute und kostenfreie 
Verpflegung ein 
 
verlässliche Betreuung und 
gelingende Bildung in Kitas 
und Schulen 
 
Fachkräfteoffensive für Kitas 
und Schulen 
verbindlich zwischen allen 
Bundesländern vereinbaren, 
die unter anderem den Aus-
bau 
von Ausbildungskapazitäten, 
eine entlohnte Ausbildung 
für Erzieherinnen und Erzie-
her, 
multiprofessionelle Teams, 
die verstärkte Ansprache von 
Quereinsteigenden aus an-
deren 
Berufen sowie den Ausbau 
vollzeitnaher Tätigkeit bei 
den meist weiblichen 
Beschäftigten 
 

bundesweite Qualitäts-
standards im Kitabereich 
gesetzlich festschreiben 
und im Bund die Investiti-
onen in frühkindliche Bil-
dung erhöhen und verste-
tigen. 
besonderes Augenmerk 
auf Kitas mit einem ho-
hen Anteil sozioökono-
misch benachteiligter Kin-
der. Dort soll besonders 
unterstützet werden. 
 
Die Sprachförderung 
muss deshalb als durch-
gängiger Prozess angelegt 
werden, der in der Kita 
beginnt und sich in der 
Schule fortsetzt. 
 
 

Kitaqualitätsgesetz, das 
Kinder und Beschäftigte 
in den Fokus stellt und 
den Rechtsanspruch auf 
einen Kita-Platz umsetzt. 
 
Eltern brauchen Betreu-
ungseinrichtungen, die 
flexible Öffnungszeiten 
haben, damit eine Verein-
barkeit von Familie und 
Beruf gewährleistet ist. 
 
Es muss deshalb massiv in 
den Ausbau der öffentli-
chen und gebührenfreien 
Kinderganztagsbetreuung 
für alle Altersgruppen in-
vestiert werden. 
 
Schutz von Kitas und 
Schulen vor Hitzewellen 
 
kostenfreie Verpflegung 
in Kita und Schule 
 

bundeseinheitliche Kita-
Qualitätsstandards.  
Diese umfassen insbe-
sondere einen bedarfs-
gerechten Betreuungs-
schlüssel, der pädagogi-
sche Arbeit, administra-
tive Aufgaben und Aus-
fallzeiten einberechnet, 
den Abbau überflüssiger 
Bürokratie und den Ein-
satz von multiprofessio-
nellen Teams zur Entlas-
tung des Erziehungsper-
sonals. So stellen wir 
verlässliche Betreuungs-
zeiten und eine hohe 
Betreuungsqualität si-
cher. 
 
Die Kindertagespflege 
soll als eine weitere 
Säule der Kindertages-
betreuung gestärkt wer-
den. 
 
Durch ein Startchancen-
Programm für Kitas soll 

Die Betreuungsinfrastruk-
tur soll ausgebaut, die 
Qualität gesteigert und 
die Betreuungssituation 
verbessert werden. 
 
Kitas sollen in ihrer Rolle 
als Bildungseinrichtungen 
gestärkt werden. 
 
Die CDU/CSU setzt auf 
Mindeststandards. 
 
Flächendeckende Diag-
nose des Entwicklungs-
stands aller Drei- bis Vier-
jährigen.  Verpflichtende 
Sprachtests im Vorschul-
alter. 
 
Alle Kinder mit Förderbe-
darf sollen zur Teilnahme 
an einem vorschulischen 
Programm in einer Kita, 
einem Kindergarten oder 
einer Vorschule verpflich-
tet werden. Neustart des 

verpflichtenden-
Deutschtest für 
Kinder ab 3 Jah-
ren und bei fest-
gestellten 
Deutsch-Defizi-
tenden ver-
pflichtenden Be-
such einer Kita 
mit zusätzlichen 
Angeboten zu 
Integration und 
Sprachbildung. 

 



 geltend SPD GRÜNE LINKE FDP 
 

CDU/CSU BSW AfD 
 

mit vier Jahren und bei der 
Einschulung muss der Ent-
wicklungsstand aller Kinder 
festgestellt und wenn nötig 
eine verbindliche 
Förderung angeboten weren 
 
gezielte Förderung von Kitas 
in benachteiligten Lagen 
(„Startchancenprogramm 
weiterentwickeln“) 
 

Alltagsintegrierte Sprach-
bildung und Förderung 
von Mehrsprachigkeit. 
 
Kitaplatzgarantie für be-
rufstätige Alleinerzie-
hende. 
 
 
Betreuungsschlüssel: 1 : 3 
(unter 3 Jahre), 1 : 8 (über 
3 Jahre. 
 

zusätzlich unterstützt 
werden, wo ein hoher 
Anteil sozial benachtei-
ligter Kinder oder ein 
akuter Kita-Platzmangel 
vorhanden ist. Auch der 
MINT-Förderung wollen 
wir mehr Raum in der 
frühkindlichen Bildung 
geben. 
 
bundesweit ver-
pflichtende und alters-
gerechte Sprachtests für 
alle Kinder im Vorschul-
alter. Die Einschulung 
soll erst dann erfolgen, 
wenn Deutschkennt-
nisse ausreichen, um 
dem Unterricht ord-
nungsgemäß folgen zu 
können. Dazu müssen in 
vorgelagerten Schulein-
gangsuntersuchungen 
Sprachstandserhebun-
gen erfolgen. Bei För-
derbedarf soll eine ver-
pflichtende Sprachför-
derung für mindestens 
zwei Jahre vor Beginn 
der Schulpflicht folgen. 
 

erfolgreichen Bundespro-
gramms Sprach-Kitas. 
 
 

Kitaplätze 
 

  steuerliche Anreize für 
Unternehmen einführen, 
die selbst oder in Koope-
ration Kitaplätze schaf-
fen, sodass Kinder von 
Beschäftigten in unmittel-
barer Nähe zur Arbeits-
stelle betreut werden 
können. 
 

 der Ausbau von Be-
triebskindergärten soll 
unterstützt werden 

Die CDU/CSU unterstützt 
mit einem weiteren In-
vestitionsprogramm Län-
der und Kommunen beim 
Ausbau der Betreuungs-
plätze. 

Gute Kita- und 
Ganztagsschul-
plätze müssen 
überall ausrei-
chend zur Ver-
fügung stehen, 
auch um Frauen 
in ihrer Er-
werbsarbeit zu 
unterstützen 
und gleichwer-
tige Lebensver-
hältnisse zu för-
dern. 
 

 

Kitagebühren 
 

Kostenstaffel keine Gebühren 
 

 gebührenfreie Kinderta-
gesbetreuung 

  Stabilität bzw. 
Senkung von 
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 geltend SPD GRÜNE LINKE FDP 
 

CDU/CSU BSW AfD 
 

(§ 90 Abs. 3 und 4 SGB 
VIII) 
 

(„Zudem setzen wir uns für 
eine kostenfreie Bildung von 
der Kita an ein.“) 

 
 

Kita-Beiträgen 
und mittelfristig 
Beitragsfreiheit. 
 

Betreuung im Grundschul-
alter 
 
/ sonstige Ausweitung des 
Betreuungsanspruchs 

Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuung ab 
der Vollendung des 1. 
Lebensjahres bis zum 
Schuleintritt (vgl. § 24 
SGB VIII) 
 
Schrittweise Einfüh-
rung des Rechtsan-
spruchs auf Ganztags-
betreuung im Grund-
schulalter ab 2026 (bis 
2029) 

Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung im Grund-
schulalter „zuverlässig einlö-
sen und für eine gute Quali-
tät des Angebots Sorge tra-
gen.“ 

investieren „in den Aus-
bau guter ganztägiger Bil-
dungs- und 
Betreuungsangebote.“ 

„Es muss deshalb massiv 
in den Ausbau der öffent-
lichen und gebühren-
freien Kinderganztagsbe-
treuung für alle Alters-
gruppen investiert wer-
den. Der Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung 
muss verbindlich werden 
– und ausreichend Plätze 
geschaffen werden. 

 Ganztagsausbau voran-
treiben. Wir forcieren den 
Ausbau ganztägiger Bil-
dungsangebote für 
Grundschulkinder. Jedes 
Kind soll individuell mehr 
gefördert und gefordert 
werden. 

 Mütter zählen in der 
„woken“ Gesell-
schaft nur, wenn sie 
einer Erwerbstätig-
keit nachgehen und 
ihre Kinder möglichst 
schon im Babyalter 
in staatliche Ganz-
tagsbetreuung ge-
ben. 
 

Fachkräfte in der Kita 
 

 Wir wollen daher eine Fach-
kräfteoffensive für Kitas und 
Schulen verbindlich zwischen 
allen Bundesländern verein-
baren, die unter anderem 
den Ausbau von Ausbil-
dungskapazitäten, eine ent-
lohnte Ausbildung für Erzie-
herinnen und Erzieher, mul-
tiprofessionelle Teams, die 
verstärkte Ansprache von 
Quereinsteigenden aus an-
deren Berufen sowie den 
Ausbau vollzeitnaher Tätig-
keit bei den meist weiblichen 
Beschäftigten umfasst 

Wegen des Fachkräfte-
mangels soll in gute Kitas 
und die Gewinnung von 
Erzieher*innen und un-
terstützenden Arbeits-
kräften investiert werden. 
Die Grünen setzten sich 
für schulgeldfreie Ausbil-
dungen, berufsbeglei-
tende Anerkennungsver-
fahren, schnellere Aner-
kennung ausländischer 
Abschlüsse und flexiblere 
Weiterbildungen und 
Umschulungen ein. 

In den Kitas fehlen aktuell 
125 000 Fachkräfte. Es 
braucht dringend mehr 
Investitionen und ausrei-
chend gut qualifiziertes 
Personal in Bildung und 
Erziehung. 

Zur Bekämpfung des 
Fachkräftemangels wol-
len wir die pädagogi-
schen Aus-, Fort- und 
Weiterbildung grundle-
gend modernisieren. In-
dem wir die Erziehe-
raus- und Weiterbildung 
generell schulgeldfrei 
stellen und angemessen 
vergüten sowie die Aus-
bildungskapazitäten der 
Länder erhöhen, ermög-
lichen wir mehr Men-
schen den Zugang zur 
Ausbildung. Wir modul-
arisieren die Ausbil-
dung, um die Ausbil-
dungsqualität bundes-
weit auf ein hohes ein-
heitliches Niveau anzu-
heben. 

 wollen wir die 
Sozial- und Er-
zieherberufe 
aufwerten. 

Der bestehende 
Fachkräftemangel 
kann vor allem durch 
das von uns gefor-
derte Betreuungsge-
halt reduziert wer-
den, das die Nach-
frage nach Kita-Plät-
zen deutlich senken 
wird. 


